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Der Sonderfall Liechtenstein

Ü ber die Schweiz ist in den vergan-
gen Tagen eine Art diplomatischer
„Shitstorm“ niedergegangen. Dass

sich die Eidgenossen in einer Volksabstim-
mung für eine Zuwanderungsbegrenzung
für Ausländer ausgeschlossen haben, ist in
den Augen der meisten Kommentatoren
eine Ungeheuerlichkeit und beweise allen-
falls eine latente Fremdenfeindlichkeit.
Ein Nachbarland hält sich auffallend mit
Kritik zurück: Liechtenstein. Der Grund: in
dem kleinen Fürstentum wird seit Jahr-
zehnten die nun in der Schweiz gegeißelte
Zuwanderungsbeschränkung angewandt.

Schon vor über vierzig Jahren hat Liech-
tenstein aus Angst vor Überfremdung den
Ausländeranteil auf ein Drittel der Gesamt-
bevölkerung beschränkt. Und auch als das

Fürstentum vor rund 20 Jahren dem Euro-
päischen Wirtschaftsraum beitrat, wurde
dieses Regelung – gegen das massive Drän-
gen aus Brüssel – nicht angetastet, obwohl
sie dem Grundprinzip der Freizügigkeit wi-
derspricht.

„Die Situation in Lichtenstein ist mit
der in der Schweiz kaum zu vergleichen“,
erklärt Max Schweizer, Ex-Diplomat und
Dozent mit Schwerpunkt Außenpolitik an
der Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften in Winterthur. Jeden Tag pendel-
ten rund 19 000 Menschen aus den Nach-
barstaaten in das nur 37 000 Einwohner
zählende Liechtenstein. Damit betrage der
Ausländeranteil während des Tages mehr
als 50 Prozent, gibt Schweizer zu bedenken.
Unter diesen Umständen seien die von der

EU gewährten Sonderkonditionen also
durchaus berechtigt.

Bisweilen stellte diese Beschränkung
die Unternehmen in Liechtenstein vor ei-
nige Probleme. „Wenn die Wirtschaft be-
stimmte Fachkräfte bei uns nicht ansiedeln

konnte, weil die Quoten vielleicht schon
voll waren, haben sich diese in der näheren
Region angesiedelt“, sagt Thomas Zwiefel-
hofer, stellvertretender Regierungschef in
Vaduz. Die Menschen wohnen also in der
Schweiz oder Österreich und pendeln nach
Liechtenstein. Zwiefelhofer glaubt, dass
davon alle Seiten profitieren, schließlich
bezahlten die Arbeitnehmer in ihren Hei-
matgemeinden Steuern.

Für Max Schweizer zeigt der Fall Liech-
tenstein eines: Brüssel sei auch bei so
grundsätzlichen Themen wie der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit guten Argumenten
durchaus zugänglich. Und dann erinnert er
noch daran, dass die EU im eigenen Fall die
Regeln nicht so genau nehme. Bei den Bei-
trittsverhandlungen der Union mit der
Türkei sei die Personenfreizügigkeit aus-
drücklich ausgenommen, erklärt der Ex-
Diplomat. Und, fügt er hinzu, das aus dem-
selben Grund, weshalb die Schweizer nun
die Zuwanderung begrenzen wollen.

Überfremdung Die Schweiz wird wegen der geplanten Begrenzung der
Zuwanderung kritisiert – in Vaduz gibt es sie längst. Von Knut Krohn

D er heutige Agrar- und Ex-Innenmi-
nister Hans-Peter Friedrich (CSU)
ist in den Strudel der Ermittlungen

um den SPD-Politiker Sebastian Edathy ge-
raten. Die Opposition erhebt schwere Vor-
würfe und verdächtigt Friedrich, sein Amts-
geheimnis verletzt zu haben. Der CSU-Poli-
tiker hat den SPD-Chef Sigmar Gabriel
schon im Oktober darüber informiert, dass
Edathys Name im Rahmen ausländischer
Ermittlungen aufgetaucht sei. Dies teilte der
SPD-Fraktionschef Thomas Oppermann
gestern überraschend mit. Am Nachmittag
bestätigte Friedrichs Sprecher den Sachver-
halt. Die Staatsanwaltschaften in Berlin und
Hannover prüfen nun die Einleitung förmli-
cher Ermittlungen gegen Friedrich.

Es gibt Hinweise, dass es bei den aus-
ländischen Ermittlungen um die kanadi-
sche Operation „Spade“ ging. Nach dreijäh-
rigen Recherchen wurde von der Polizei
ein internationaler Kinderpornoring ge-
sprengt. Bislang ist aber völlig unklar, ob
Edathy irgendwas damit zu tun hatte und
ob es bei ihm überhaupt um strafbare
Handlungen ging. Zu den ungeklärten Fra-
gen kommen nun weitere hinzu.

Schleswig-Holsteins Innenminister
Andreas Breitner (SPD) fordert den Rück-
tritt Friedrichs. „Wenn ein Bundesinnen-

minister in einem Er-
mittlungsverfahren
das Umfeld eines Be-
schuldigten über das
Verfahren selbst infor-
miert, dann ist er für
ein Kabinett völlig un-

tragbar“, sagte Breitner. Das gelte unab-
hängig davon, welche Funktion er ausübe.
Auch die Opposition und die Ermittlungs-
behörden üben massive Kritik an Fried-
rich. „Das grenzt an Strafvereitelung“, er-
klärte die Staatsanwaltschaft Hannover.
„Wir sind in eine Situation gekommen, in
der die Durchsuchungen nicht mehr gegrif-
fen haben.“ Die Behörde ermittelt dem Ver-
nehmen nach wegen des Verdachts auf
Kinderpornografie gegen Edathy, was offi-
ziell aber nicht bestätigt wird. Der SPD-Po-
litiker aus Niedersachsen hat unter Beru-
fung auf gesundheitliche Gründe am Wo-
chenende sein Bundestagsmandat nieder-
gelegt. Am folgenden Montag wurden sein
Wahlkreisbüro und sein Haus durchsucht.

Über mögliche Ermittlungen gegen
Edathy war seit Ende Oktober auch Nieder-
sachsens Innenminister Boris Pistorius
(SPD) informiert, wie gestern bekannt
wurde. Sein Sprecher bestätigte dies der
hannoverschen „Neuen Presse“ und sagte
weiter, der für Edathys Wohnort zuständi-
ge Göttinger Polizeipräsident habe „den
Minister über ein bundesweites Ermitt-
lungsverfahren im Zusammenhang mit
Kinderpornografie informiert, in das mög-
licherweise auch das niedersächsische
Bundestagsmitglied Sebastian Edathy in-
volviert ist“. Pistorius habe mit nieman-
dem darüber geredet.

Kanzlerin Angela Merkel (CDU) erfuhr
nach Angaben eines Regierungssprechers
erst am vergangenen Dienstag aus den Me-
dien von Ermittlungen gegen Edathy.

„Das alles macht ganz und gar nicht den
Eindruck eines sauberen rechtsstaatlichen
Vorgehens“, rügte der Bundesgeschäftsfüh-
rer der Grünen, Michael Kellner. Unklar sei,
wie Friedrich, die SPD-Spitze und die Si-
cherheitsbehörden mit sensiblen Informa-
tionen umgegangen seien und wieso die
SPD-Spitze nicht schon Anfang der Woche
über ihre früheren Kenntnisse informiert
habe. FDP-Vizechef Wolfgang Kubicki er-
klärte, er halte den Vorgang für „rechtsstaat-
lich in größtem Maße bedenklich.“ mit dpa

Verdacht auf Geheimnisverrat
Krise Minister Friedrich hat
die SPD früh über den Fall Edathy
informiert. Das könnte sich jetzt
rächen. Von Bärbel Krauß

Eine lange Liste vonMerkwürdigkeiten

Z u Beginn dieser Woche reagierte die
Führung der SPD-Bundestagsfrak-
tion mit Bestürzung auf den Fall

Edathy. Mittlerweile ist klar, dass zumin-
dest in einem engen Zirkel der Partei die
Ermittlungen gegen den früheren Innen-
politiker seit Oktober vorigen Jahres be-
kannt waren. Informiert worden waren die
SPD-Kreise unter anderem durch den ehe-
maligen Innenminister Hans-Peter Fried-
rich (CSU). Ob der das durfte, ist nur eine
von vielen ungelösten Fragen in der Affäre.

Der Informationsfluss Straftaten im Be-
reich der Kinderpornografie bilden seit ei-
nigen Jahren einen Schwerpunkt des Bun-
deskriminalamtes (BKA). Die Ermittler
teilen ihre Erkenntnisse nicht nur der zu-
ständigen Staatsanwaltschaft mit, sondern
in besonderen Fällen auch dem Bundesin-
nenminister. Dies erklärt, warum Friedrich
über den Fall Edathy Bescheid wusste. In-
formiert über die Vorwürfe war indes nicht
nur das BKA. Wie die „Leipziger Volkszei-
tung“ unter Berufung auf Regierungs- und
Ermittlerkreise berichtete, sollen auch alle
16 Landeskriminalämter durch das Bun-
deskriminalamt eingeweiht worden sein.
Zudem war der niedersächsische SPD-In-
nenminister Boris Pistorius im Bilde. Die
Zahl derer, die Edathy gewarnt haben
könnten, wäre demnach deutlich größer.
Pistorius will allerdings mit niemandem
über seine Kenntnisse gesprochen haben,
wie sein Sprecher erklärt.

Die Rechtsgrundlage Ob Friedrich den
SPD-Chef über Erkenntnisse zu Edathy in
Kenntnis setzen durfte, ist fraglich. Auf
dem informellen Wege findet ein solcher
Austausch häufig statt, wenn prominente
Fälle betroffen sind, erklärte eine mit die-
sen Dingen vertraute Oberstaatsanwältin.
Möglicherweise fehlt dafür jedoch eine
Rechtsgrundlage. Gabriel hatte zu diesem
Zeitpunkt weder eine staatliche Funktion
noch ein staatliches Amt. Der FDP-Politi-
ker und Rechtsanwalt Wolfgang Kubicki
hält es daher für geboten, gegen Friedrich
wegen des möglichen Verrats von Dienst-
geheimnissen und wegen des Verdachts der

Strafvereitelung im Amt zu ermitteln.
Friedrich verteidigte sein Vorgehen ges-
tern mit Verweis auf die „politische Dimen-
sion“ des Falles. Dass Friedrich zwar Par-
teichef Gabriel mit der Sache vertraut
machte, nicht jedoch Bundestagspräsident
Norbert Lammert, ist nicht problematisch.
Lammert hat sich mit solchen Angelegen-
heiten nur dann zu befassen, wenn sie
Gegenstand im Immunitätsausschuss des
Bundestages sind. Da die Durchsuchung
der Wohnung und der Büros Edathys erst
nach dessen Mandatsverzicht stattfanden,
musste sich der Immunitätsausschuss
nicht mit dem Fall beschäftigen, schließlich
gehört Edathy dem Plenum nicht mehr an.

Die Mitwisser Gabriel hat nach seinem
Gespräch mit Friedrich den damaligen
SPD-Fraktionschef Frank-Walter Stein-
meier und den damaligen parlamentari-
schen Fraktionsgeschäftsführer Thomas
Oppermann eingeweiht. Es wurde verein-
bart, so heißt es in der gestrigen Erklärung
Oppermanns, „die Information vertraulich
zu behandeln“. Gleichwohl wurde im De-
zember Oppermanns Nachfolgerin Christi-
ne Lambrecht in den Kreis der Mitwisser
einbezogen. Obwohl sie also seitdem von
der Sache wusste, erklärte Lambrecht: „Ich
persönlich habe keine Kenntnis darüber,
was der Grund für das Ermittlungsverfah-
ren ist.“ Inwieweit der innenpolitische

Sprecher der SPD-Fraktion, der Mainzer
Abgeordnete Michael Hartmann, über die
Gründe des Ermittlungsverfahrens gegen
Edathy informiert gewesen war, ist unklar.
Hartmann war von Oppermann im Novem-
ber gebeten worden, sich um Edathy „zu
kümmern“, da dieser sich in einem schlech-
ten gesundheitlichen Zustand befunden
habe. Hartmann wollte sich gestern nicht
zu dem Vorgang äußern.

Der Widerspruch Oppermann teilte ges-
tern mit, er habe sich in einem Telefonat im
Oktober von BKA-Präsident Jörg Ziercke
die Verdächtigungen gegen Edathy „bestä-
tigen“ lassen. Ziercke widerspricht dieser
Darstellung. Er habe Oppermanns Darstel-
lung zwar angehört, aber die Informatio-
nen „weder bestätigt noch Informationen
zum Sachverhalt mitgeteilt“.

Die Ermittlungen NDR und „Süddeutsche
Zeitung“ berichten, ein von Edathy beauf-
tragter Anwalt habe im Dezember recher-
chiert, ob es Ermittlungen gegen den SPD-
Politiker gebe. Die Staatsanwaltschaft habe
schließlich bei der Durchsuchung der Woh-
nung nur einen intakten Computer sicher-
gestellt. Alle anderen Rechner in den
Wohnräumen und Büros Edathys seien
entfernt worden. Darüber hinaus hätten sie
Teile einer oder mehrerer zerstörter Fest-
platten gefunden.

Widersprüche Im Fall Edathy wirft das Verhalten des ehemaligen
Innenministers Friedrich viele Fragen auf. Von Winfried FolzManche

fordern den
Rücktritt
von Friedrich.

Gesetz Eine Strafvereitelung begeht, wer ab-
sichtlich oder wissentlich die Bestrafung einer
rechtswidrigen Tat verhindert. Vertreter von
Strafverfolgungsbehördenwie Richter, Staats-
anwälte oder Polizistenmachen sich in einem
solchen Fall einer Strafvereitelung imAmt
schuldig. Geschehen kann dies etwa durch
Untätigkeit der Behörden oder Behinderung
der Ermittlungsarbeit.

StrafeDas Strafgesetzbuch sieht dafür sechs
Monate bis zu fünf Jahre Haft vor. Schon der
Versuch ist strafbar. Nicht belangt wird da-
gegen, wer eine Strafe für sich selbst oder einen
Angehörigen vereitelt. dpa

STRAFVEREITELUNG IM AMT

Kleinstaat in den Bergen: das Fürstentum
Liechtenstein Foto: AFP

Finanzministerium

Steuernummer
falsch vergeben
Die Steueridentifikationsnummer, die
eigentlich jedem Bürger nur einmal zuge-
ordnet werden soll, ist in einer Vielzahl der
Fälle mehrfach vergeben worden. Bis An-
fang Dezember 2013 gab es 164 451 Hinwei-
se auf Mehrfachvergaben, wie aus einer
Aufstellung des Bundesfinanzministe-
riums hervorgeht. 106 029 dieser Fälle sei-
en erledigt worden, 14 000 würden vom
Bundeszentralamt für Steuern noch be-
arbeitet. Das Finanzministerium erklärt in
dem Schreiben, dass die Meldebehörden
beispielsweise häufig eine neue Steuer-ID
für jemanden anforderten, der von einem
Auslandsaufenthalt zurückkehrt. Das kön-
ne dazu führen, dass der Betroffene plötz-
lich zwei der Nummern habe.

Die „Süddeutsche Zeitung“ hatte be-
richtet, es gebe offenbar auch Fälle, bei
denen zwei Menschen die gleiche Nummer
zugeordnet wurde. Dies könne unangeneh-
me Konsequenzen nach sich ziehen: Ein
Betroffener sei wegen einer solchen Dop-
pelvergabe in eine falsche, höhere Steuer-
klasse eingestuft worden. AFP

T rotz der SPD-Forderung nach einer
Freigabe der „Pille danach“ will das
Bundesgesundheitsministerium an

der Rezeptpflicht festhalten. Die Parla-
mentarische Staatssekretärin Annette
Widmann-Mauz (CDU) erklärte am Don-
nerstag im Bundestag, man lege großen
Wert auf die ärztliche Beratung der Betrof-
fenen. „Das stärkt Frauen in ihrer Selbstbe-
stimmung und gibt ihnen Sicherheit.“

Die „Pille danach“ verzögert den Ei-
sprung und kann somit eine Schwanger-
schaft verhindern, wenn das Medikament
spätestens 72 Stunden nach ungeschütz-
tem Geschlechtsverkehr eingenommen
wird. Bislang muss dieses Produkt vom
Arzt verschrieben werden. Der zuständige
Sachverständigenausschusses für Ver-
schreibungspflicht hatte allerdings emp-
fohlen, die Rezeptpflicht aufzuheben. Auch
die Oppositionsfraktionen von Linken und
Grünen befürworten das.

Nachdem das umstrittene Thema im
Koalitionsvertrag ausgespart wurde, gehen
die Sozialdemokraten jetzt auf Konfronta-
tionskurs zur Union. „Ich glaube, dass wir
als SPD in wichtigen und zentralen Punk-
ten unsere Position durchaus weiter ver-
treten sollten“, sagte die SPD-Gesund-
heitsexpertin Hilde Mattheis in der ARD.
Auch ihr Fraktionskollege Karl Lauterbach
hält eine Beratung durch den Apotheker
für ausreichend. Nebenwirkungen seien
äußerst selten und verliefen in der Regel
sehr mild, sagte er im Bundestag.

Auch bei der katholischen Schwangeren-
beratung „Donum Vitae“ gehen die Mei-
nungen auseinander. Die Bundesvorsitzen-
de Rita Waschbüsch sagte, ihre Organisa-
tion sei für die Beibehaltung der Rezept-
pflicht. Das Medikament sei mit einem mas-
siven Hormonstoß verbunden und daher
„gar nicht so unproblematisch“. Der NRW-
Landesverband von „Donum Vitae“ will da-
gegen eine rezeptfreie Abgabe in der Apo-
theke. Referent Matthias Heidrich sagte, auf
dem Land könne es schwer sein, innerhalb
der 72-Stunden-Frist einen Arzt zu finden,
der das notwendige Rezept ausstellt. dpa

Bundestag Die Opposition macht
sich für ein Ende der
Verschreibungspflicht stark.

Streit über die
Pille danach

Der SPD-Politiker Edathy war als Vorsit-
zender desNSU-Untersuchungsausschusses
ein gefragterMann. Foto: dpa

Die Rolle des ehemaligen Innenministers Friedrich ist noch ungeklärt. Hat er sich strafbar gemacht? Foto: dpa

Versicherungsprobleme

Aus für freiberuflich
tätige Hebammen?
Hebammenverbände warnen angesichts der
Entwicklung auf dem Versicherungsmarkt
vor dem Ende freiberuflich tätiger Hebam-
men in Deutschland. Ab Sommer 2015 hät-
ten diese nämlich keine Haftpflichtversi-
cherung mehr, erklärten der Deutsche Heb-
ammenverband (DHV) und der Bund frei-
beruflicher Hebammen (BfHD) am Don-
nerstag. Dies bedeute das Aus für die Versor-
gung mit freiberuflichen Hebammenleis-
tungen. Laut den Verbänden steigt die
Nürnberger Versicherung zum 1. Juli 2015
aus den beiden letzten verbliebenen Versi-
cherungskonsortien für Hebammen aus. Es
sei offen, wer die Hebammen dann noch ver-
sichere. Zahlreiche Anfragen bei Unterneh-
men seien bisher erfolglos geblieben. AFP
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